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Dürener Theologische Erklärung 
 

vom Presbyterium der Evangelischen Gemeinde zu Düren beschlossen 
am 15. Februar 1969 

 
Das Presbyterium hat folgende Erklärung erarbeitet und empfiehlt sie der Gemeinde 
als verantwortbare Aussage: 
 
1. Wir bekennen uns zu Jesus als dem lebendigen und gegenwärtigen Wort, das uns 
sagt, worauf wir zu vertrauen, was wir zu hoffen und wie wir zu handeln haben. Er 
schenkt bedingungslos Freiheit von Schuld und Todesfurcht. Er fordert 
Verantwortung für den Mitmenschen und die Gesellschaft. Er ist unser Bruder, 
dessen Brüderlichkeit heilt, Gerechtigkeit aufrichtet und Frieden stiftet. In Ihm haben 
wir, was wir zum Leben und zum Sterben brauchen. Er ermächtigt uns, von Gott zu 
reden. Durch Ihn erkennen wir, daß Gott alles ist, was uns unbedingt angeht. 
 
2. Wir bekennen, daß Gottes Wort unauflösbar verbinden ist mit den bewährten Ur-
Kunden unseres Glaubens: dem Alten und Neuen Testament. Gott spricht zu uns im 
Worte irrtumsfähiger Menschen, die keine Weltanschauung anbieten, sondern ihr 
Vertrauen und die Erfahrungen ihres Vertrauens bezeugen. 
Wir erkennen dankbar, daß Gott auch im Wort der Väter, den Beschlüssen der 
Konzilien, den Zeugnissen der Reformation und Erklärungen unserer Kirche als der 
Heilende und Fordernde gegenwärtig ist. Wir setzen unsere Hoffnung darauf, daß 
Gott auch dort begegnet und spricht, wo Jesus nicht bekannt und bezeugt wird. 
 
3. Wir bekennen uns zur Gemeinde Jesu als einer Gemeinschaft, die beharrlich auf 
dem Wege ist, keinen Stillstand kennt und die neuer Formen gemeinschaftlichen 
Lebens und neuer Ordnungen bedarf. Deshalb bricht eine solche Gemeinde das 
Recht der kirchlichen Institution. Jedermann ist dieser Gemeinde willkommen, 
gleichgültig, welcher Konfession er angehört oder welche Überzeugungen ihn leiten. 
Wer aber seine eigene Meinung zur maßgebenden Weltanschauung erhebt, den 
Auftrag der Gemeinde verleugnet, die persönliche Frömmigkeit, politische Gesinnung 
oder soziale Herkunft seines Mitmenschen mißachtet, trennt sich selbst von der 
Gemeinde. 
Die Gemeinde leitet, trägt und organisiert sich selbst. Die von ihr gewählten 
Theologen genießen dabei keinerlei Sonderrechte. 
 
4. Wir bekennen, daß das Leben der Gemeinde beständiger Gottesdienst ist: in 
familiärer, beruflicher, politischer und sozialer Verantwortung. Ausdrücklich und 
unmißverständlich bekennen wir also, daß die Gemeinde nicht schweigend zusehen 
darf, wenn Menschen unterdrückt, ausgebeutet oder verdummt werden. Darum steht 
die Gemeinde der Moral der bestehenden Gesellschaft ständig kritisch gegenüber. 
 
5. Wir bekennen uns zu kritischer Bindung an die Evangelische Kirche im Rheinland, 
die Evangelische Kirche in Deutschland und den Weltrat der Kirchen. 
Wir bekennen uns zur Tradition unserer Kirche, verleugnen aber nicht ihr historisches 
Versagen und wollen durch tatkräftige Mitarbeit zu ihrer Besserung und Stärkung 
beitragen. 
 
6. Wir suchen das Gespräch und die Zusammenarbeit mit den Christen der Römisch-
Katholischen Kirche, darüber hinaus mit allen Gruppen, die für ihre Mitmenschen 
Verantwortung tragen. 
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Bekenntnis zum gottesdienstlichen Gebrauch 
 
 
 
 
WIR BEKENNEN UNS ZU JESUS 
DEM LEBENDIGEN UND 
GEGENWÄRTIGEN WORT 
DAS UNS SAGT 
WORAUF WIR VERTRAUEN 
WAS WIR HOFFEN 
WIE WIR HANDELN KÖNNEN 
DAS UNS BEFREIT VON SCHULD UND TODESFURCHT 
DAS UNS ERMÄCHTIGT VON GOTT ZU REDEN. 
 
 
WIR BEKENNEN UNS  
IM NAMEN JESU 
ZUR VERANTWORTUNG 
FÜR DEN MITMENSCHEN 
FÜR DIE GESELLSCHAFT 
FÜR ALLE 
DIE VERKANNT, VERGESSEN, 
HILFLOS, AUSGENUTZT UND 
UNTERDRÜCKT SIND 
 
 
WIR BEKENNEN UNS 
ZUR GEMEINDE JESU 
IHR LEBEN IST GOTTESDIENST 
IHR VERSAGEN 
IST UNSERE SCHULD 
IHR WEG IST UNSER WEG 
IHRE HOFFNUNG 
IST UNSERE HOFFNUNG. 
 
 
 
 
Am 1. Mai 1972 vom Presbyterium verabschiedete und im Querschnitt 1972 
veröffentlichte Fassung. 
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Präambel 
 

Das Presbyterium der Evangelischen Gemeinde zu Düren ist gebunden an das lebendige 
und gegenwärtige Wort Gottes, wie es in der jüdisch-christlichen Tradition der Bibel 
bezeugt und immer wieder neu auszulegen ist.  
In diesem Sinn fühlt sich das Presbyterium der Dürener Theologischen Erklärung 
(1969/1972) und dem konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der 
Schöpfung verpflichtet.  

 
 
 
 

§ 1 
Äußere Gemeindestruktur 

 
1. Das Gemeindegebiet ist in neun Pfarrbezirke aufgeteilt, von denen je einer gemäß Artikel 

55 Kirchenordnung (KO) einer Pfarrerin bzw. einem Pfarrer zugewiesen ist.  
2. Die Gemeinde nimmt den Religionsunterricht am Berufskolleg durch eine 

Funktionspfarrerin bzw. einen Funktionspfarrer wahr. 
3. Das Gemeindegebiet kann nach den Bestimmungen des § 8 Presbyterwahlgesetz (PWG) 

in Wahlbezirke aufgeteilt werden. 
 

§ 2 
Leitung der Gemeinde 

 
1. Das Presbyterium trägt die Gesamtverantwortung für den Dienst der Gemeinde. Es ist 

zuständig für Grundsatzentscheidungen über Planung und Zielsetzung sowie für die 
Durchführung der Gemeindearbeit. 

2. Mitglieder des Presbyteriums sind mindestens 24 Presbyterinnen und Presbyter, die vom 
Presbyterium in ein Pfarramt gewählten Pfarrerinnen und Pfarrer sowie mindestens zwei 
nach dem Mitarbeiterwahlgesetz gewählte beruflich Mitarbeitende.  
Beratend an den Sitzungen des Presbyteriums nehmen der Gemeinde zugewiesene 
Pfarrerinnen bzw. Pfarrer im Probedienst sowie im Sonderdienst teil, im Gemeindegebiet 
tätige Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchenkreises, in der Gemeinde eingesetzte Vikare 
bzw. Vikarinnen, die Kantorin bzw. der Kantor und die Mitglieder der Verwaltungsleitung.
  

3. Das Presbyterium überträgt Aufgaben und Kompetenzen auf Ausschüsse und 
Amtsträgerinnen bzw. Amtsträger und koordiniert deren Arbeit. Es kann Entscheidungen im 
Einzelfall per Mehrheitsbeschluss an sich ziehen und Beschlüsse aufheben oder ändern. 

4. Das Presbyterium führt die Aufsicht über die Ausschüsse. Es übt die Dienstaufsicht über 
die beruflich Mitarbeitenden aus, soweit diese Satzung nichts Anderes bestimmt. 

5. Das Presbyterium kann sich und seinen Gremien eine Geschäftsordnung geben. 
 

§ 3 
Ämter und Funktionen 

 
1. Das Presbyterium bestimmt aus seiner Mitte durch Wahl 

• die bzw. den Präses (Vorsitz), 
• die bzw. den Vizepräses (stellvertretenden Vorsitz), 
• die Kirchmeisterinnen und Kirchmeister 

♦ für das Bauwesen, 
♦ für das Finanzwesen, 
♦ für die Öffentlichkeitsarbeit, 
♦ für das Personalwesen. 

2. Wird der Vorsitz einer Pfarrerin bzw. einem Pfarrer angetragen, muss der stellvertretende 
Vorsitz einer Presbyterin bzw. einem Presbyter übertragen werden und umgekehrt. 
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3. Die Wahl der Präsides erfolgt jeweils für die Dauer eines Kalenderjahres und kann bis zu 
sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit der amtierenden Präsides vorgenommen werden.
  
Die Wahl der Kirchmeisterinnen und Kirchmeister erfolgt jeweils für die Dauer von zwei 
Kalenderjahren.  
Sollte eine neue Wahl bis zum Ablauf der Wahlzeit nicht erfolgt sein, so üben die 
Gewählten ihr Amt aus, bis eine Neuwahl stattgefunden hat. Die Amtszeit der bei einer 
verspäteten Wahl Gewählten endet mit dem Ende des Kalenderjahres, zu dem die Amtszeit 
auch bei rechtzeitiger Wahl geendet hätte.  
Bei Wahlen im Rahmen der Neubildung des Presbyteriums nach Presbyterwahlen wird mit 
der Wahl entschieden, ob die Amtszeit der Präsides mit Ablauf des gleichen oder erst des 
darauf folgenden Kalenderjahres endet. Die Amtszeit der Kirchmeisterinnen und 
Kirchmeister endet in solchen Fällen stets mit Ablauf des folgenden Kalenderjahres. 

4. Sind die Präsides verhindert, so werden sie von der Kirchmeisterin bzw. dem Kirchmeister 
mit der längsten Dienstzeit vertreten; bei gleich langer Dienstzeit gilt das höhere 
Lebensalter. 

5. Das Presbyterium regelt die Zusammensetzung der Ausschüsse durch Wahl von 
Mitgliedern des Presbyteriums, von sachkundigen Gemeindegliedern und von beruflich 
Mitarbeitenden in die Ausschüsse. Die Mitglieder des Presbyteriums sind in den 
Ausschüssen in der Überzahl. Es bestimmt die Ausschussvorsitzenden aus seiner Mitte, 
soweit durch diese Satzung nicht bereits eine Festlegung getroffen ist.  

6. Wiederwahl in allen Ämtern ist möglich. 
 

§ 4 
Bildung von Ausschüssen 

 
1. Das Presbyterium bildet 

a. einen Personal-, Finanz- und Verwaltungsausschuss - Kirchmeisterkolleg (KMK) -; 
b. einen Bauausschuss; 
c. einen Öffentlichkeitsausschuss; 
d. einen Ausschuss oder mehrere Ausschüsse für Theologie, Gottesdienst und 

Kirchenmusik; 
e. Ausschüsse für sozial-diakonische Aufgaben;  
f. einen Ausschuss oder mehrere Ausschüsse für ökumenische Diakonie; 
g. einen Haushaltsausschuss. 

2. Werden zur Wahrnehmung jeweils von Aufgaben nach Abs. 1 Buchst. d) und f) mehrere 
Ausschüsse gebildet, entscheidet das Presbyterium über die Aufgabenverteilung 
untereinander. 

3. Das Presbyterium kann weitere Ausschüsse bilden, deren Bestehen spätestens mit der 
Erledigung ihrer Aufgaben endet. 

4. Bei jeder Konstituierung des Presbyteriums nach allgemeinen Presbyterwahlen legt das 
Presbyterium die Anzahl der Ausschussmitglieder der Ausschüsse fest. Die Mitgliederzahl 
je Ausschuss ist auf höchstens neun begrenzt. 

 
§ 5 

Aufgaben, Struktur und Zusammenarbeit der Ausschüsse 
 

1. Die Ausschüsse können im Rahmen ihrer Zuständigkeiten unbeschadet § 2 Abs. 3 Satz 2 
Beschlüsse fassen.  

2. Das Presbyterium und die Ausschüsse beraten und unterstützen sich gegenseitig bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben.  

3. Die Ausschüsse befassen sich mit der Weiterentwicklung ihres Arbeitsfeldes unter 
Berücksichtigung der im Presbyterium verabschiedeten Konzeption. Sie greifen im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit Initiativen aus den Dienstbereichen auf. 
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4. Die Ausschüsse unterstützen die beruflich Mitarbeitenden ihrer Dienstbereiche bei ihrer 
Aufgabenerfüllung und verantworten deren organisatorische und inhaltliche Arbeit 
gegenüber dem Presbyterium. 

5. Die Ausschüsse üben durch die bzw. den Ausschussvorsitzenden die unmittelbare Dienst- 
und Fachaufsicht über die Leitung ihrer Dienstbereiche aus. 

6. Die Ausschüsse beraten das KMK bzw. das Presbyterium in Personalangelegenheiten der 
Fachkräfte ihres Dienstbereichs.  
Die Personalkirchmeisterin bzw. der Personalkirchmeister wird frühzeitig beteiligt. 

7. Die Ausschüsse beraten über den Entwurf der Haushaltsansätze ihres 
Zuständigkeitsbereiches. Sie verantworten das im Rahmen des Haushaltes und den 
sonstigen haushaltsrechtlichen Vorgaben bereitgestellte Budget und können dazu 
Beschlüsse fassen. 

8. Die Ausschüsse stellen die angemessene Öffentlichkeitsarbeit ihrer Dienstbereiche sicher. 
Dazu zählen der Austausch und Kontakte mit kirchlichen, mit diakonischen, mit 
kommunalen und mit staatlichen Stellen und mit anderen Organisationen unter Beachtung 
der Regelungen dieser Satzung und den sonstigen Beschlüssen des Presbyteriums.  
Die Pressearbeit wird mit der Öffentlichkeitskirchmeisterin bzw. dem 
Öffentlichkeitskirchmeister abgestimmt. Die bzw. der Präses und die Verwaltungsleiterin 
bzw. der Verwaltungsleiter werden rechtzeitig unterrichtet. 

9. Die Ausschüsse können zu Angelegenheiten ihres Zuständigkeitsbereiches Anträge zur 
Beratung und Entscheidung an das KMK bzw. an das Presbyterium stellen. 

10. An den fachlichen Erörterungen der Ausschüsse nehmen von den ihnen zugeordneten 
Dienstbereichen die Leiterinnen bzw. Leiter beratend teil. Das Weisungsrecht der bzw. des 
Ausschussvorsitzenden bleibt unberührt. 

11. Zu einer Ausschusssitzung lädt die bzw. der Ausschussvorsitzende schriftlich mit einer 
Frist von mindestens einer Woche unter Beifügung der Tagesordnung ein. Auf Verlangen 
von mindestens drei Ausschussmitgliedern ist der Ausschuss innerhalb von zwei Wochen 
einzuberufen.   
Einladungen und Tagesordnungen aller Ausschüsse werden den Mitgliedern des 
Presbyteriums und der Verwaltungsleiterin bzw. dem Verwaltungsleiter zugänglich 
gemacht.  
Über jede Ausschusssitzung wird eine Niederschrift gefertigt und zeitnah den 
Ausschussmitgliedern zugeleitet und den Mitgliedern des Presbyteriums und der 
Verwaltungsleiterin bzw. dem Verwaltungsleiter zugänglich gemacht. 

 
§ 6 

Personal-, Finanz und Verwaltungsausschuss – Kirchmeisterkolleg (KMK) - 
 

1. Dem KMK gehören 
a. die bzw. der Präses,  
b. die bzw. der Vizepräses, 
c. die Kirchmeisterinnen bzw. Kirchmeister  

als geborene Mitglieder an. 
2. Vorsitzende bzw. Vorsitzender des KMK ist die bzw. der Präses. 
3. An den Sitzungen nehmen die Verwaltungsleiterin bzw. der Verwaltungsleiter und die bzw. 

der zukünftige Präses, soweit deren bzw. dessen Wahl erfolgt ist, beratend teil. 
4. Das KMK bereitet die Sitzungen des Presbyteriums unter Berücksichtigung der 

Beratungsergebnisse der anderen Ausschüsse vor. 
5. Das KMK entscheidet in eigener Zuständigkeit  

a. über Personalangelegenheiten aller beruflich Mitarbeitenden bis zur 
Vergütungsgruppe V c BAT-KF als Eingangsstufe, soweit diese Satzung nichts 
Anderes bestimmt, 

b. für alle beruflich Mitarbeitenden über die Genehmigung oder Gewährung solcher 
Anliegen, die eine Antragstellung voraussetzen, soweit nicht laufendes Geschäft der 
Verwaltung, 
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c. über den Abschluss von Honorarvereinbarungen, soweit nicht laufendes Geschäft 
der Verwaltung, 

d. über den Abschluss von Mietverträgen, Pachtverträgen und ähnlichen Verträgen, 
soweit nicht laufendes Geschäft der Verwaltung, 

e. über Anträge über- oder außerplanmäßiger Ausgaben im Einzelfall bis zur Höhe 
von 10.000 €, soweit ein Deckungsvorschlag im Rahmen des festgestellten 
Haushalts erfolgt; 

f. über Anträge auf Fremdnutzungen gemeindlicher Räumlichkeiten, soweit nicht 
laufendes Geschäft der Verwaltung. 

6. Das KMK befasst sich mit den Angelegenheiten der Verwaltung und übt durch die bzw. den 
Präses die Dienst- und Fachaufsicht gegenüber der Verwaltungsleiterin bzw. dem 
Verwaltungsleiter aus. 

7. Dem KMK werden über die Finanzkirchmeisterin bzw. den Finanzkirchmeister die 
Haushaltsplanentwürfe, Zwischenabschlüsse und die Jahresrechnungen zur Beratung 
vorgelegt. § 12 bleibt unberührt. Es kann Beschlüsse zur Verwaltung des gemeindlichen 
Geld- und Kapitalvermögens sowie zur Verwendung allgemein gehaltener Spenden fassen 
und bei Bedarf weitere Angelegenheiten des gemeindlichen Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesens bzw. des kirchlichen Finanzmanagements regeln. 

8. Die Kirchmeisterinnen und Kirchmeister haben im KMK ein jederzeitiges Antragsrecht für 
Angelegenheiten des von ihnen vertretenen Bereichs.  

9. Zu den Sitzungen des KMK lädt die bzw. der Präses in der Regel monatlich ein. Die 
Niederschriften von den KMK-Sitzungen werden dem Presbyterium zur Kenntnis zugeleitet. 

 
§ 7 

Bauausschuss 
 

1. Der Bauausschuss wird von der Baukirchmeisterin bzw. dem Baukirchmeister geleitet. Der 
Bauausschuss unterstützt die Baukirchmeisterin bzw. den Baukirchmeister bei der Aufsicht 
über die gemeindlichen Grundstücke und Gebäude. 

2. Der Bauausschuss ist für die Pflege und die Instandhaltung des gemeindlichen Gebäude- 
und Immobilienbestandes verantwortlich und überwacht die Einhaltung rechtlicher 
Bestimmungen. Er sorgt für eine regelmäßige Begehung der gemeindlichen und der 
angemieteten Objekte. Er legt Regelungen fest, nach welchen Kriterien unter Beachtung 
rechtlicher Vorschriften Bauaufträge und Handwerkerleistungen vergeben werden.  

3. Den bauökologischen Belangen ist besondere Bedeutung beizumessen. Der für die 
gemeindlichen Mitweltangelegenheiten zuständige Ausschuss schlägt aus seinen Reihen 
dem Presbyterium ein in den Bauausschuss zu wählendes Mitglied vor. 

4. Der Bauausschuss entscheidet in eigener Zuständigkeit im Rahmen der Haushaltsansätze 
bis zu einem Auftragsvolumen in Höhe von 20.000 € im Einzelfall für bauliche Sanierungs- 
und Instandhaltungsmaßnahmen mit einem Mindestauftragswert in Höhe von 3.000 €. Er 
erstattet dem Presbyterium gesondert Bericht über solche Vorhaben, für die im Einzelfall 
mehr als 10.000 € gemeindlicher Haushaltsmittel eingesetzt werden müssen. Maßnahmen, 
die im Einzelfall einen Auftragswert von mehr als 20.000 € besitzen, bedürfen der 
Genehmigung des Presbyteriums. 

5. Der Bauausschuss ist für Angelegenheiten des gemeindlichen Denkmalschutzes zuständig 
und trifft die dazu erforderlichen Entscheidungen im entsprechenden Rahmen nach Abs. 3. 

6. Bei Vorhaben zum Erwerb oder zur Veräußerung von Immobilien, von Neu- und 
Erweiterungsbauten, zum Abbruch von Gebäuden oder wesentlichen Gebäudeteilen sowie 
bei Maßnahmen, die zu einer Änderung des architektonischen Erscheinungsbildes oder zu 
einer Nutzungsänderung führen, berät der Bauausschuss das Presbyterium vor dessen 
Entscheidung. 
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§ 8 
Öffentlichkeitsausschuss 

 
1. Der Öffentlichkeitsausschuss wird von der der Öffentlichkeitskirchmeisterin bzw. dem 

Öffentlichkeitskirchmeister geleitet. Der Öffentlichkeitsausschuss koordiniert die 
Öffentlichkeitsarbeit der Gemeinde und ihrer Dienste.  

2. Der Öffentlichkeitssausschuss befasst sich mit dem öffentlichen Erscheinungsbild der 
Gemeinde. Dazu zählt die Gestaltung der gemeindlichen Druckerzeugnisse wie die der 
gemeindlichen Darstellung auf den eigenen Internetseiten. Er fördert und unterstützt die 
Herausgabe gemeindlicher Informationsschriften und sonstiger Publikationen. 

3. Der Öffentlichkeitsausschuss verantwortet die Herausgabe eines regelmäßig 
erscheinenden Gemeindebriefes und beruft einen ehrenamtlich tätigen Redaktionsstab für 
den Gemeindebrief. 

 
§ 9 

Ausschuss für Theologie, Gottesdienst und Kirchenmusik 
 

1. Der Ausschuss für Theologie, Gottesdienst und Kirchenmusik befasst sich mit 
theologischen Themen und Gottesdienstangelegenheiten, mit Sachverhalten zu 
Amtshandlungen, zum kirchlichen Unterricht und zur Kirchenmusik. Er berät über 
besondere Gottesdienstformen und fördert und unterstützt in diesem Zusammenhang die 
Ausrichtung ökumenischer Gottesdienste und die Durchführung von Sondergottesdiensten. 

2. Der Ausschuss für Theologie, Gottesdienst und Kirchenmusik stellt die enge Kooperation 
mit der Kantorei und den weiteren gemeindlichen Kirchenmusikgruppen sicher; er regt zu 
kirchenmusikalischen Darbietungen an und unterstützt und berät die kirchenmusikalischen 
Akteure. 

 
§ 10 

Ausschüsse zur Wahrnehmung sozial-diakonischer Aufgaben 
 

1. Die Gemeinde nimmt in vielfältiger Weise sozial-diakonische Aufgaben in der Gesellschaft 
wahr. Die Dienste der Gemeinde sind mannigfaltig miteinander vernetzt und erstrecken 
sich auf Angebote  
• der sozialen, psychosozialen und psychologischen Beratung und Unterstützung in den 

verschiedenen Beratungsstellen; 
• der sozialen Stadtentwicklung/Gemeinwesenarbeit; 
• der Migrations- und Flüchtlingsarbeit; 
• der Kinder-, Jugend- und Schularbeit, u.a. in der Kindertagesstätte und in Einrichtungen 

der offenen Jugendarbeit; 
• der Arbeitslosenarbeit; 
• der Familienbildung- und der Erwachsenenbildung; 
• der ambulanten Pflege. 
Zu den Aufgaben zählen gleichermaßen 
• die Beratung der gemeindlichen Gremien zu mitweltrelevanten Sachverhalten 

einschließlich einem gesonderten Antragsrecht hierzu; 
• die Erarbeitung von Stellungnahmen zu Mitweltfragen im gesellschaftlichen Raum und 

die Förderung außergemeindlicher Initiativen zur Bewahrung der Schöpfung bzw. die 
Mitwirkung an solchen Aktivitäten; 

• grundsätzliche bildungspolitische Fragestellungen; 
• die Ausrichtung religionspädagogischer Fachtagungen; 
• die interkulturelle Öffnung der sozialen Dienste; 
• Anliegen der Behindertenarbeit; 
• das Anstoßen, Begleiten und Unterstützen von Angeboten, Initiativen und 

Interessenvertretungen im gesamtgemeindlichen Geschehen, die sich an Menschen in 
der ‚Dritten Lebensphase’ richten oder von ihnen ausgehen. 
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2. Zur Wahrnehmung der Zuständigkeiten für diese sozial-diakonischen Aufgaben werden 
mehrere Ausschüsse gebildet. 

3. Das Presbyterium entscheidet über die Aufgabenverteilung untereinander. Jeder 
Ausschuss befasst sich mit den ihm zugewiesenen Angelegenheiten und sorgt für die 
Kooperation und Vernetzung mit den anderen Ausschüssen sowie für die Einbindung der 
jeweiligen Ausschussarbeit in das sozialräumliche Umfeld. Er kann Konzepte mit dem Ziel 
erarbeiten, sie in kirchliche oder kommunale Entscheidungen einmünden zu lassen. 

4. Die Ausschüsse sind in besonderer Weise verantwortlich für das ehrenamtliche 
Engagement und befassen sich mit den Themen der ehrenamtlichen und freiwilligen 
Dienste in der Gemeinde. 

5. Der zuständige Ausschuss berät und unterstützt die Leiterin bzw. den Leiter des als 
Eigenbetrieb geführten ambulanten Pflegedienstes der Diakonie-Sozialstation bei der 
Aufstellung der Wirtschaftspläne, der Wirtschaftsführung und der Personalentwicklung. Er 
erörtert und bewertet den Jahresabschluss der Diakonie-Sozialstation vorbereitend für den 
Feststellungsbeschluss im Presbyterium.   
Er berät das KMK bzw. das Presbyterium in Personalentscheidungen für unbefristet 
beschäftigtes Personal in der Diakonie-Sozialstation ab Vergütungsgruppe VII BAT-KF 
(Eingangsstufe). Er lässt sich im Übrigen von der Leitungskraft der Diakonie-Sozialstation 
über die Personalentwicklung unterrichten. Die Leitungskraft trifft für ihren Dienstbereich im 
Benehmen mit dem bzw. der Ausschussvorsitzenden und der Verwaltungsleiterin bzw. dem 
Verwaltungsleiter die Personalentscheidungen bis Vergütungsgruppe VIII BAT-KF 
(Eingangsstufe). 

6. Zur Wahl durch das Presbyterium können Beauftragte für die Mitweltverantwortung und für 
die Behindertenarbeit vorgeschlagen werden. Die Aufgabe dieser Beauftragungen liegt in 
der gesonderten Vertretung der Gemeinde vor allem in kreis- oder landeskirchlichen 
Gremien. 

7. Die Funktionspfarrerin bzw. der Funktionspfarrer am Berufskolleg gehört dem Ausschuss 
Kraft Amtes an, dem die ‚Schularbeit’ zugeordnet ist. 

 
§ 11 

Ausschuss für ökumenische Diakonie 
 

1. Der Ausschuss für ökumenische Diakonie befasst sich mit den gemeindlichen Themen zur 
tätigen Ökumene. Er stellt Kontakte zu nationalen und internationalen Projektpartnerinnen 
bzw. Projektpartnern her, pflegt sie und ist über die Bereitstellung gemeindlicher 
Kirchensteuermittel hinaus um die Akquirierung von Spenden und sonstigen Geldern zur 
Unterstützung der Projektpartnerinnen bzw. Projektpartner bemüht. 

2. Der Ausschuss für ökumenische Diakonie hilft die Zusammenhänge weltwirtschaftlichen 
Handelns als Ursache für Ausgrenzung und Armut innergemeindlich und außergemeindlich 
zu thematisieren und Alternativen zu deren Überwindung aufzuzeigen. Auch weitere 
Themen des Ökumenischen Rates der Kirchen trägt der Ausschuss für ökumenische 
Diakonie auf die lokale Ebene. 

 
§ 12 

Haushaltsausschuss 
 

1. Im Haushaltsausschuss werden jeweils vor der Weiterleitung an den Personal-, Finanz- 
und Verwaltungsausschuss der Entwurf des Haushaltsplanes und die Jahresrechnung 
beraten. Der Haushaltsausschuss kann Empfehlungen aussprechen. 

2. Die Finanzkirchmeisterin bzw. der Finanzkirchmeister führt den Ausschussvorsitz. 
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§ 13 
Verwaltung 

 
1. Die Verwaltungsleiterin bzw. der Verwaltungsleiter leitet das Gemeindeamt, führt die 

laufenden Geschäfte der Verwaltung der Gemeinde, unterstützt die bzw. den Präses bei 
der Ausführung der Beschlüsse des Presbyteriums und der Ausschüsse und berät die 
gemeindlichen Gremien und Dienste in allen administrativen Angelegenheiten. 

2. Die Verwaltungsleiterin bzw. der Verwaltungsleiter entscheidet unbeschadet der 
Dienstaufsicht der oder des Präses 

a. in Personalangelegenheiten bis Vergütungsgruppe VIII BAT-KF (Eingangsstufe) im 
Benehmen mit dem jeweiligen Ausschussvorsitzenden. Er übt über die 
Mitarbeiterschaft des hauswirtschaftlichen, des Küster-, des Handwerker- und des 
Verwaltungsdienstes die unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht aus;  
§ 10 Abs. 5 bleibt unberührt, 

b. in Bauangelegenheiten im Benehmen mit der Baukirchmeisterin bzw. dem 
Baukirchmeister im Rahmen der Haushaltsansätze bis zu einem Auftragswert im 
Einzelfall bis zur Höhe von 3.000 €. 

Das Presbyterium bzw. das KMK kann sich die Entscheidung im Einzelfall vorbehalten. 
3. Der amtliche Schriftverkehr in Verwaltungsangelegenheiten wird der Verwaltungsleiterin 

bzw. dem Verwaltungsleiter übertragen und schließt die Befugnis zur abschließenden 
rechtsverbindlichen Zeichnung für die Angelegenheiten der laufenden Geschäfte der 
Verwaltung ein.  
Die bzw. der Präses kann sich die abschließende Zeichnung im Einzelfall vorbehalten. 

4. Die Verwaltungsleiterin bzw. der Verwaltungsleiter führt den Haushaltsplan im Rahmen der 
Beschlüsse des Presbyteriums und der Fachausschüsse nach den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit aus. 

5. Die Verwaltungsleiterin bzw. der Verwaltungsleiter erteilt die Kassenanordnungen. Ist sie 
bzw. er verhindert, erteilt die Finanzkirchmeisterin bzw. der Finanzkirchmeister die 
Kassenanordnungen.  
Die bzw. der Präses kann sich das Anordnungsrecht im Einzelfall vorbehalten. 

 
§ 14 

In-Kraft-Treten 
 

1. Diese Satzung und Satzungsänderungen oder ihre Aufhebung werden im Kirchlichen 
Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland veröffentlicht. 

2. Soweit diese Satzung auf rechtliche Regelungen Bezug nimmt, die Veränderungen 
erfahren, bleiben die betroffenen Satzungsbestimmungen gültig, wenn eine analoge 
Anwendung möglich ist. 

3. Die Satzung tritt in Kraft am ersten Tage des auf die Veröffentlichung folgenden 
Kalendermonats. 

4. Alle durch diese Satzung ersetzten oder dieser Satzung entgegenstehenden früheren 
Beschlüsse des Presbyteriums treten außer Kraft. 
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Geschäftsordnung der Evangelischen Gemeinde zu Düren 
 

vom 20. November 2007 
auf Grundlage von § 2, Abs. 5 der Satzung der Evangelischen Gemeinde zu Düren 

 
 

§ 1  
Zweck 

 
1. Die Geschäftsordnung bestimmt die internen Beratungs- und 

Entscheidungsabläufe und Regelungen der Gemeinde, sofern sie nicht in der 
Kirchenordnung oder der Satzung festgelegt sind. 

 
§ 2 

Pfarrkolleg 
 

1. Das Pfarrkolleg ist die Dienstbesprechung der Pfarrerinnen und Pfarrer der 
Evangelischen Gemeinde zu Düren. 

2. Das Pfarrkolleg dient 
a) dem gegenseitigen Erfahrungs- und Informationsaustausch 
b) der gegenseitigen Abstimmung der Planung gesamtgemeindlicher Arbeit, 
c) der Vernetzung pfarramtlicher Arbeit und der Arbeit der Dienstbereiche, 
d) der kollegialen Beratung sowie 
e) der gegenseitigen Seelsorge. 

3. Dem Pfarrkolleg gehören die Inhaberinnen und Inhaber der Pfarrstellen der 
Evangelischen Gemeinde zu Düren an. 

4. Vikarinnen und Vikare, Pfarrerinnen und Pfarrer zur Anstellung und andere in 
der Evangelischen Gemeinde zu Düren eingesetzte Pfarrerinnen und Pfarrer, 
die Kantorin bzw. der Kantor sowie die Verwaltungsleiterin bzw. der 
Verwaltungsleiter werden zu den Sitzungen eingeladen und erhalten die 
Protokolle. 

5. Das Pfarrkolleg tagt i.d.R. wöchentlich und legt seine Sitzungstermine 
selbstständig fest.  

6. Die Sitzungsleitung liegt i.d.R. bei der bzw.dem Präses. 
7. Die in den Innenstadtbezirken tätigen Pfarrerinnen und Pfarrer sowie die 

Kantorin bzw. der Kantor treffen sich regelmäßig, um Angelegenheiten ihres 
Dienstes zu besprechen, die in besonderer Weise den Innenstadtbereich 
betreffen. Sie erstatten regelmäßig dem Pfarrkolleg Bericht. 

 
§ 3 

Dienstbereichsleitungsrunde 
 

1. Das Presbyterium bedient sich für seine Arbeit einer 
Dienstbereichsleitungsrunde. 

2. Die Dienstbereichsleitungsrunde 
a) erhöht den Informationsstand zwischen den Dienstbereichen, fördert die 

Kooperation, Vernetzung und gegenseitige Hilfestellung; 
b) wird durch das Presbyterium an der Erarbeitung und Abstimmung 

diakonischer und sozialpolitischer Positionen beteiligt; 
c) wird durch die bzw. den Präses über wesentliche Entscheidungen und 

Diskussionsprozesse des Presbyteriums, der Ausschüsse und der 
Gemeinde insgesamt unterrichtet; 

d) ergreift Initiativen zur konzeptionellen Weiterentwicklung der Arbeit unter 
den Gesichtspunkten der Finanzierung, der Haushalts- und 
Personalentwicklung und Qualität sowie dazu gehörender Organisations- 
und Strukturfragen; 

e) wirkt an der Entwicklung und Weiterentwicklung eines Gesamtkonzeptes für 
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die sozialen Dienste der Gemeinde mit. 
3. Der Dienstbereichsleitungsrunde gehören die bzw. der Präses, die 

Verwaltungsleiterin bzw. der Verwaltungsleiter sowie die Leitungen der 
Dienstbereiche an. 

4. Die bzw. der Präses lädt zu den Sitzungen ein und leitet sie. Im 
Verhinderungsfall lässt er oder sie sich durch die Verwaltungsleiterin bzw. den 
Verwaltungsleiter vertreten. 

5. Die Dienstbereichsleitungsrunde tagt bei Bedarf, jedoch mindestens einmal im 
Quartal. Die Teilnahme an den Sitzungen ist verbindlich. Über jede Sitzung wird 
ein Protokoll verfasst und in der darauffolgenden Sitzung festgestellt.  
Die Einladung zur Sitzung geht den Mitgliedern mindestens sieben Tage vor 
dem Sitzungstermin unter Nennung der Tagesordnung schriftlich zu. Die 
Vertreterinnen und Vertreter der Dienstbereiche sollen ihre 
Tagesordnungspunkte rechtzeitig, mindestens aber zehn Tage vor den zuvor 
vereinbarten Sitzungsterminen, bei dem bzw. der Präses einreichen. 

 
§ 4 

Leitungsstrukturen der Dienstbereiche 
 

1. Die Evangelische Gemeinde zu Düren strukturiert ihre sozial-diakonischen 
Arbeitsfelder und ihre Bildungseinrichtungen in Dienstbereiche, denen jeweils 
ein konkreter Auftrag zugewiesen ist. 

2. Mit der Leitung eines Dienstbereichs beauftragt das Presbyterium auf 
Empfehlung des zuständigen Ausschusses eine dazu geeignete Fachkraft.   
Diese Fachkraft ist gegenüber den weiteren beruflich Beschäftigten des 
Dienstbereichs weisungsbefugt und übernimmt insoweit die Dienst- und 
Fachaufsicht. Die Dienstaufsicht erstreckt sich nicht auf Angelegenheiten, die 
dem arbeitsvertraglichen Kernbereich zuzuordnen sind.   
Der Ausschuss kann eine Abwesenheitsstellvertretung bestimmen, sofern sich 
daraus keine eingruppierungsrechtlichen Konsequenzen ergeben. 

3. Die den Dienstbereich leitende Fachkraft verantwortet gegenüber dem vom 
Presbyterium eingesetzten zuständigen Ausschuss die Arbeit des 
Dienstbereichs und ist gegenüber deren bzw. dessen Vorsitzenden 
weisungsgebunden. 

4. Die den Dienstbereich leitende Fachkraft vertritt den Dienstbereich in den 
Sitzungen der Dienstbereichsleitungsrunde. 

 
§ 5 

Verwaltungsabläufe 
 

1. Das Gemeindeamt ist zuständig für die administrativen Angelegenheiten der 
Gemeinde im Rahmen der durch die Satzung übertragenen und in dieser 
Geschäftsordnung geregelten Befugnisse. 

2. Die Bereiche des Gemeindeamtes zur Wahrnehmung der Geschäfte der 
laufenden Verwaltung gliedern sich nach 
a) allgemeinen Verwaltungs- und Organisationsaufgaben einschließlich 

Vertragsrecht; 
b) Aufgaben des Personalwesens; 
c) der Vermögensverwaltung und dem Haushalts- Kassen- und 

Rechnungswesen; 
d) dem Zuschuss- und Abrechnungswesen sowie den 

Versicherungsangelegenheiten 
e) der Führung der Kirchenbücher und dem gemeindlichen Meldewesen; 
f) der Liegenschaftsverwaltung und dem Bauwesen. 

3. Die Zuständigkeit des Gemeindeamtes erstreckt sich außerdem auf den 
Küsterdienst, die Sekretariatsdienste, den Handwerkerdienst, die 
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hauswirtschaftlichen Dienste und den Zivildienst.   
Die fachliche Dienstaufsicht über die Sekretariatsdienste durch die jeweilige 
Dienstbereichsleitung wird über Dienstanweisungen geregelt. 

4. Nicht laufendes Geschäft der Verwaltung sind 
a) Angelegenheiten, die nicht genehmigte über- oder außerplanmäßige Haus-

haltsmittel binden; 
b) Anträge von beruflich Beschäftigten ab Entgelt- bzw. Lohngruppe 6 auf 

• Genehmigung einer Nebentätigkeit; 
• Gewährung von Sonderurlaub; 
• Genehmigung einer Dienstreise ins außereuropäische Ausland; 

c) Honorarvereinbarungen, mit denen als Honorarleistung eine Einmalzahlung 
in Höhe von mehr als 3.000 € verbunden ist oder die auf Dauer angelegt im 
Einzelfall kalenderjährlich eine Summe in Höhe von 10.000 € übersteigen; 

d) Zuweisungen von Dienst- oder Mietwohnungen und von Pachtflächen; Miet-, 
Pacht-, Nutzungs- und vergleichbare Verträge, die auf Dauer angelegt im 
Einzelfall kalenderjährlich einen Wert in Höhe von 20.000 € übersteigen. 

 
§ 6 

Ausschüsse 
 

1. An den Beratungen des Ausschusses, die sich mit den fachlichen 
Angelegenheiten des Dienstbereichs befassen, nehmen die Leiterin bzw. der 
Leiter beratend teil mit Ausnahme der Sitzungsabschnitte, in denen 
Beschlussfassungen erfolgen. Das Weisungsrecht der bzw. des 
Ausschussvorsitzenden bleibt unberührt.  
Der Ausschuss kann Gäste zur Beratung hinzuziehen. 

2. Gelangen Ausschüsse in Angelegenheiten, mit denen mehrere Ausschüsse 
befasst sind, nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums – 
erforderlichenfalls auch in einer gemeinsamen Sitzung, die durch die bzw. den 
Präses einberufen wird – zu einer einmütigen Entscheidung oder 
Beschlussempfehlung, erarbeitet das KMK unter Würdigung der 
unterschiedlichen Voten einen Vorschlag, der dem Presbyterium zur 
Entscheidung zugeleitet wird. 

 
§ 7 

Hauskonferenzen 
 

1. In jedem Gemeindehaus wird eine Hauskonferenz gebildet. Ihr gehören kraft 
Amtes an 
a) die Pfarrerin bzw. der Pfarrer des zugehörigen Pfarrbezirks als Leiterin bzw. 

Leiter; 
b) die weiteren Mitglieder des Presbyteriums des zugehörigen Wahlbezirks; 
c) die Küsterin bzw. der Küster. 

2. Die Hauskonferenz kann von Fall zu Fall zu ihren Zusammenkünften weitere 
Personen als Gäste hinzuziehen, soweit hierfür ein sachlicher Grund besteht. 

3. Die Hauskonferenz übt das Hausrecht aus und befindet über die 
organisatorischen Abläufe im Gemeindehaus. Dazu stimmt sie die 
Nutzungszeiten der verschiedenen gemeindlichen Gruppen und anderer Nutzer 
aufeinander ab und legt fest, welche Regelungen hinsichtlich der räumlichen 
und sachlichen Inanspruchnahme zu beachten sind. 

4. Die Hauskonferenz unterstützt die Küsterin bzw. den Küster bei deren bzw. 
dessen Auftrag, ein vollständiges und funktionsfähiges Inventar zu erhalten 
sowie den Gebäudezustand zu kontrollieren und Mängel zu beheben bzw. 
deren Beseitigung zu veranlassen. 

5. Die Hauskonferenz entscheidet über das Verfahren, die Häufigkeit und die 
Grenzen der Nutzung durch Dritte. Die in § 8 aufgeführten Grundsätze müssen 
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ebenso beachtet werden wie die vom KMK festgesetzten Nutzungsentgelte. 
6. Die Hauskonferenz verfügt über die Budgets der Gruppen 55 und 66 des 

Gemeindebezirks. 
7. Der Hauskonferenz im Haus der Evangelischen Gemeinde gehören die 

Pfarrerinnen und Pfarrer der Pfarrbezirke 2, 5 und 8 an. Der Vorsitz wechselt 
unter den Pfarrerinnen und Pfarrern der drei Bezirke. 

 
§ 8 

Fremdnutzung gemeindlicher Räume 
 

1. Grundsätzlich stehen in den Gemeindehäusern alle Räumlichkeiten für eine 
Fremdnutzung zur Verfügung, im Haus der Evangelischen Gemeinde der Saal, 
das Foyer, der Lublin- und der Paraguay-Raum, der Raum ‚Banane’, die ‚Grotte’ 
und das Café International, der Vortragsraum neben der Christuskirche und die 
Christuskirche. 

2. Musikalische Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung des Kantors oder der 
Kantorin oder vertretungsweise der oder des Vorsitzenden des zuständigen 
Ausschusses. 

3. Jedwede Fremdnutzung, die geeignet ist, das kirchliche Ansehen zu 
beschädigen oder den Umstand, dass es sich um kirchliche Räumlichkeiten 
handelt, missachtet, ist ausgeschlossen. 

4. Für öffentliche parteipolitische Veranstaltungen, zu denen die Evangelische 
Gemeinde zu Düren nicht mit einlädt und auf deren Programm und 
Durchführung sie keinen Einfluss hat, werden gemeindliche Räumlichkeiten 
nicht zur Verfügung gestellt. 

5. Im Konkurrenzfall haben gemeindliche Veranstaltungen Vorrang vor 
Fremdnutzungen. 

6. Die Intensität und Häufigkeit von Fremdnutzungen dürfen keine Auswirkungen 
auf den arbeitsvertraglichen Umfang der Arbeitszeit der Küsterin bzw. des 
Küsters haben, soweit im Einzelfall nicht eine mit der Verwaltungsleiterin bzw. 
dem Verwaltungsleiter abgestimmte abweichende Regelung getroffen ist. 

7. Jede Fremdnutzung erfordert eine schriftliche Vereinbarung, die von der 
Verwaltungsleiterin bzw. dem Verwaltungsleiter oder einer von ihr bzw. ihm 
beauftragten Stelle gezeichnet wird. Die Vereinbarung muss neben der 
Festlegung über den Nutzungszweck und den Zeitraum Regelungen zum 
Nutzungsentgelt, zu haftungsrechtliche Angelegenheiten und ggf. über die 
Endreinigung enthalten. Bei Bedarf werden zudem konkrete Auflagen, 
Begrenzungen oder anderweitig einschränkende Bestimmungen in die 
Vereinbarung aufgenommen. 

 
§ 9 

Presbyterium 
 

1. Das Presbyterium bestimmt die Außenvertretung in politischen Ausschüssen 
und nichtgemeindlichen Gremien. 

2. Das Presbyterium unternimmt eine jährliche Klausurtagung, i.d.R. am letzten 
Freitag und Samstag eines jeden Januars. 

3. Die Presbyterdienste an den Predigtstellen übernehmen i.d.R. die 
Presbyterinnen und Presbyter des jeweiligen Bezirks. Die Dienste in der 
Christuskirche werden unter allen Presbyterinnen und Presbytern aufgeteilt, 
indem sie sich in der Presbyteriumssitzung in eine entsprechende Liste 
eintragen. 

4. Anlässlich der Einführung einer bzw. eines Gewählten zur Besetzung einer 
Pfarrstelle bzw. anlässlich des Ausscheidens aus dem pfarramtlichen Dienst 
wird am jeweiligen Tag gesamtgemeindlich nur der betreffende Gottesdienst in 
der Christuskirche angesetzt. Weitere Gottesdienste finden an solchen Tagen 
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nicht statt. 
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Leitbild der Evangelischen Gemeinde 
zur Offenen Kinder- und Jugendarbeit 

 
 
„Suchet der Stadt Bestes!“  
Die Evangelische Gemeinde zu Düren ist von ihrer Geschichte her eine Gemeinde von Flüchtlingen und 
Zugewanderten. Als kleine protestantische Minderheit hat sie sich im Sinne von Jeremia 29,7 „Suchet der 
Stadt Bestes!“ immer auch für das Leben und ein gutes Zusammenleben der Menschen insgesamt in Düren 
engagiert.  
Es entspricht ihrem Selbstverständnis, Menschen mit unterschiedlichen Prägungen und Traditionen offen zu 
begegnen und ihnen einen Ort des Angenommenseins, der Gemeinschaft und des gemeinsamen sozial-
diakonischen Wirkens zu geben.  
 
Offen für alle 
In der Konsequenz sind die Einrichtungen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit in Trägerschaft der 
Gemeinde offen für alle Kinder und Jugendliche  unabhängig von ihrer religiösen oder konfessionellen 
Bindung, ihrer Nationalität, sozialen Schicht oder kulturellen Prägung, unabhängig auch von ihren 
Überzeugungen, ihrer geschlechtlichen Identität  und ihrem persönlichen  Lebensweg.    
Wir begrüßen ausdrücklich das Zusammenkommen der Verschiedenen in unseren Einrichtungen. Wir 
fördern das interreligiöse und interkulturelle Miteinander. Wir geben Jugendlichen einen Ort, an dem sie 
akzeptiert und willkommen sind und Gemeinschaft mit anderen erfahren können.    
 
Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen gesellschaftlich benachteiligter Gruppen wie z.B. mit Mädchen und 
jungen Frauen, mit Menschen mit Migrationshintergrund und sozial Benachteiligten nimmt einen hohen 
Stellenwert ein.  
 
Wahrnehmen – begleiten – stärken  
Ziel unserer Arbeit ist es, Jugendliche in ihrer Entwicklung zu begleiten, ihnen Felder sozialen Lernens zu 
bieten und sie in ihrer Persönlichkeit zu stärken, damit sie eigenständig als beziehungs- und konfliktfähige 
Menschen die Verantwortung für ihr Leben wahrnehmen und sich aktiv an der Gestaltung eines toleranten 
und solidarischen Miteinanders in ihrer Stadt beteiligen können.  
 
Wir nehmen die Bedürfnisse, Anliegen und Schwierigkeiten einzelner Kinder und Jugendlicher  sowie die 
unterschiedlicher Cliquen auf.  
Wir suchen mit ihnen gemeinsam nach Möglichkeiten der Verwirklichung ihrer Wünsche und Ideen und 
finden mit ihnen Lösungen bei Konflikten und Problemen. Wir  entwickeln mit ihnen zusammen Perspektiven 
für ihr Leben  und unterstützen sie darin, sich aktiv an der Gestaltung ihres Sozialraums zu beteiligen. 
Wir sprechen für sie, wo ihre Stimme nicht gehört wird.  
 
Wir pflegen einen intensiven Kontakt mit den Kindern und Jugendlichen und bieten ihnen tragfähige 
Beziehungen zu Erwachsenen an. Wir arbeiten ressourcenorientiert, d.h. wir setzen in unserer Arbeit bei 
den Stärken der Kinder und Jugendlichen an, fördern ihre Potentiale. 
Wir begleiten sie bei ihren Schwierigkeiten im alltäglichen Leben. Wir bieten ihnen Hilfen – auch die anderer 
professionell arbeitender Institutionen, Organisationen und Vereine  -  zur Bewältigung ihrer Probleme an 
und helfen ihnen, mit ihren Begrenzungen und Schwächen zurechtzukommen. 
 
Partei ergreifen – vernetzt arbeiten 
Wir nehmen die gesellschaftspolitischen Entwicklungen und ihre Auswirkungen auf die Lebenswelt von 
Kindern und Jugendlichen bewusst wahr; wir beteiligen uns an der Gestaltung der politischen 
Rahmenbedingungen für die Kinder- und Jugendarbeit und versuchen, positiv Einfluss auf die 
Lebensbedingungen der Kinder und Jugendlichen im Sozialraum und in der Stadt zu nehmen.       .   
 
Im Interesse der Kinder und Jugendlichen arbeiten wir eng vernetzt mit den verschiedenen Beratungsstellen 
der Evangelischen Gemeinde, mit anderen Einrichtungen der Jugendhilfe und den verschiedenen 
Institutionen wie Schule, Jugend- und Sozialamt, Agentur für Arbeit, Jugendstraßenpolizei und 
Jugendgerichtshilfe zusammen.  
 
August 2006 
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Präambel und Leitlinien zur Mitweltverantwortung 

der Evangelischen Gemeinde zu Düren 
 
Präambel 
 
„Im Glauben an die Liebe Gottes, des Schöpfers, erkennen wir dankbar das Geschenk der 
Schöpfung und die Schönheit der Natur. Gemeinsam wollen wir uns für nachhaltige 
Lebensbedingungen für die gesamte Schöpfung einsetzen.“ (Charta Oecumenica 22. 4. 2001) 
Wir erfahren täglich, dass unser Wissen und unser Tun bruchstückhaft ist. Dennoch müssen wir 
handeln, denn die vom Menschen missbrauchte und gefährdete Mitwelt fordert uns täglich dazu 
heraus. Dieser Herausforderung hat sich jede und jeder Einzelne zu stellen. Dabei riskieren wir 
auch Fehler.  
Als Evangelische Gemeinde wollen wir ein Ort sein, wo in toleranter und aufmerksamer 
Gesprächsatmosphäre gemeinsam Ziele und Handlungsschritte erarbeitet und weiterentwickelt 
werden. Dazu wollen wir Bündnispartner in Gesellschaft und Politik suchen. 
 
 
Leitlinien zur Mitweltverantwortung: 
 
1. Wir verpflichten uns bei all unseren Vorhaben zu nachhaltigem und sozialem 

Wirtschaften. Besonderes Gewicht legen wir auf den schonenden Umgang mit 
Rohstoffen und Energieträgern. Auch über gesetzliche Vorgaben hinaus werden wir - 
soweit wirtschaftlich darstellbar - neue mitweltverträgliche Technologien zum Einsatz 
bringen. 

 
2. Wir erfassen und bewerten kontinuierlich Auswirkungen unseres Handelns auf die 

Mitwelt. Der vom Presbyterium gewählte Mitwelt-Ausschuss erarbeitet konkrete 
Handlungsprogramme zur Verbesserung der gemeindlichen Mitweltbilanz, terminiert die 
einzelnen Schritte und legt dieses den zuständigen Gremien zur Beratung und 
Entscheidung vor. In jeder Sitzung des Presbyteriums besteht Gelegenheit einen 
Sachstandsbericht zu geben. 
Die Mitarbeitervertretung (MAV) wird rechtzeitig und umfassend beteiligt. Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden über die Dienstbereichsleitungsrunden 
regelmäßig über alle Schritte informiert und zu eigenen Vorschlägen ermutigt. Darüber 
hinaus werden Schulungen und Ideenwerkstätten angeboten. 
 

3. Wir feiern mindestens einmal im Jahr einen Sondergottesdienst mit einem aktuellen 
Thema zur Schöpfungsverantwortung.  

 
4. In unserer Familien- und Erwachsenenbildung bieten wir Themen der 

Mitweltverantwortung an und öffnen vor allem Kindern und Jugendlichen den Blick für 
ihre Mitwelt.  

 
5. Der Eine-Welt-Laden bietet neben dem Verkauf von Waren aus fairem Handel und 

vorwiegend ökologischer Herstellung auch Veranstaltungen an, die die Chancen und 
Risiken des Wirtschaftens in einer globalisierten Welt thematisieren und unsere weltweite 
Verantwortung stärken. 

 
6. Wir werden die Inhalte des GRÜNEN HAHN auch in den kreiskirchlichen und 

landeskirchlichen Gremien ins Gespräch bringen und dafür werben, sich den Zielen 
anzuschließen. 

 
7. Mit unserer Partnerkirche am Rio de la Plata (Distrikt Paraguay) und unserer 

Partnergemeinde in Lublin (Polen) bleiben wir in einem voneinander lernenden 
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Gesprächsaustausch, um uns in gemeinsamer Verantwortung am Konziliaren Prozess 
für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung zu beteiligen.  

 
8. In den Publikationen der Gemeinde stellen wir unsere Ziele dar und dokumentieren 

unsere Ergebnisse. Wir verbinden damit eine mutmachende Aufforderung, guten 
Beispielen zu folgen. Gerne öffnen wir uns auch neuen Anregungen und laden zum 
Mittun ein. 

 
9. Wir fühlen uns mit verantwortlich, dass der Prozess der „Lokalen Agenda 21 in Düren“ im 

öffentlichen Bewusstsein wach gehalten und gestärkt wird. Im Verständnis der „Lokalen 
Agenda 21“ bemühen wir uns um den Interessensausgleich zwischen ökologischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Belangen in unserer Stadt und suchen mit allen Teilen der 
Gesellschaft den Dialog.  

 
Einstimmig beschlossen vom Presbyterium der Evangelischen Gemeinde zu Düren in seiner 
Sitzung am 21. Oktober 2008. 
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Aufruf zum Bund für wirtschaftliche, 
soziale und ökologische Gerechtigkeit 

 
Das Presbyterium der Evangelischen Gemeinde zu Düren macht sich nach intensiven Beratungen 
die Inhalte des Aufrufes zum Bund für wirtschaftliche, soziale und ökologische Gerechtigkeit zu 
Eigen, der auf einem gemeinsamen Seminar mit Christinnen und Christen unserer Partnerkirche, 
der Iglesia Evangélica del Río de la Plata (Distrikt Paraguay) im September 2004 entstanden ist. 
Den Folgen der gegenwärtigen neoliberalen Wirtschaftsordnung wurden die biblischen Visionen 
eines alternativen Lebens in Solidarität aller Menschen in Gottes Schöpfung gegenübergestellt. 
 
Das Presbyterium fordert die Synode des Kirchenkreises Jülich und die Landessynode auf, den 
weltweiten ökumenischen Diskussionsprozess („processus confessionis“) aufzugreifen und sich an 
dem verbindlichen Prozess des Bekennens in Hinblick auf wirtschaftliche und soziale 
Ungerechtigkeit und der Umweltzerstörung zu beteiligen. 
 
In unserem Seminar haben uns unsere Gäste von den Erfahrungen jener Krise berichtet, in die der 
Neoliberalismus Millionen von Menschen in der Schöpfung Gottes führt.  
 
Außerdem haben wir von Menschen in unserem reichen Land gehört, die unter den Folgen des 
neoliberalen Wirtschaftens leiden, der – wenn auch noch auf höherem Niveau – ebenfalls das 
Wirtschaften in Deutschland prägt. 
 
Darum fühlen sich Christen in Paraguay und Deutschland vereint in der Überzeugung, 
Veränderungen daran zu messen, ob sie allen Menschen ermöglichen, an der Fülle des Lebens 
innerhalb von Gottes Schöpfung teilzuhaben. 
 
Mit Sorge sehen wir die „Zeichen der Zeit“: 
- die undemokratische Herrschaft, die sich reiche Staaten durch die internationalen 
Finanzinstitutionen (IWF, Weltbank) und die Welthandelsorganisation (WTO) sichern und mit der 
Folge der Ausgrenzung finanzschwacher Staaten, 
- den Trend zur Militarisierung als Strategie zur Sicherung globaler Märkte; 
- die Schwächung nationaler Regierungen mangels Mitbestimmungsmöglichkeiten in den 
weltwirtschaftlichen Gremien und 
- die Ausbeutung der Naturressourcen unserer Erde.  
 
Deshalb verpflichten wir uns vor Gott und einander zur Treue gegenüber dem Bund Gottes: 
 
Wir glauben an Gott, den Schöpfer und Erhalter allen Lebens, der uns zu Partnerinnen und 
Partnern der Schöpfung und Erlösung der Welt beruft. 
Deshalb verwerfen wir die gegenwärtige neoliberale Wirtschaftsordnung und jede Ordnung, die 
nicht dem Leben aller dient und so den Bund Gottes untergräbt.  
 
Wir glauben, dass Gott einen Bund mit der ganzen Schöpfung eingegangen ist. Er gibt uns eine 
Option für die Armen und seine Schöpfung. 
Deshalb sind wir gegen Konsum ohne Grenzen und gegen Egoismus, der andere in ihren 
Lebensmöglichkeiten einschränkt. 
 
Wir glauben, dass Gott uns aufruft, die Schreie der Armen zu hören. 
Deshalb sind wir gegen jede Theorie und Praxis innerhalb der Kirchen, die die Armen und die 
Bewahrung der Schöpfung nicht berücksichtigt.  
 
In Demut bekennen wir, dass auch wir Schuld tragen, da wir von der neoliberalen 
Wirtschaftsordnung profitieren und dass wir gefangen sind in den gegenwärtigen 
Konsumpraktiken.  
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Wir verpflichten uns, einen globalen Bund für wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Gerechtigkeit in der Schöpfung Gottes anzustreben: 
 
 
Dies führt unsere Kirchen weltweit zusammen, um für wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Gerechtigkeit zu arbeiten, sowohl im globalen Kontext, als auch in unserem regionalen und lokalen 
Umfeld. Dazu gehören:  
- die Beteiligung an sozialen Bewegungen gegen das immer unreflektiertere Konsumdenken;  
- die Überprüfung der Finanzgeschäfte inner- und außerhalb der eigenen Gemeinden und Kirchen; 
- Solidarisierung der Gemeinden und Kirchen mit denen, die von der „Fülle des Lebens“ 
systematisch ausgeschlossen werden, wie Arbeitslose, Obdachlose, Flüchtlinge, Kleinbauern und 
die indigene Bevölkerung. 
 
 
Die Evangelische Gemeinde zu Düren verpflichtet sich entsprechend unserem Glauben und 
den daraus gewonnenen theologischen Einsichten zu handeln, d.h. ihre Partnerschaftsprojekte 
weiter zu entwickeln, in ihren Investitionen das Kriterium der Nachhaltigkeit und 
Mitweltverantwortung zu berücksichtigen und auch ihre eigenen Finanzmittel und Rücklagen so 
einzusetzen, dass sie dem Leben dienen. Eine Evaluationsgruppe wird beauftragt, diesen Prozess 
zu gestalten und zu überprüfen. 
 
 
 
Beraten während des Partnerschaftsbesuches in Düren am 19. September 2004, beschlossen 
durch das Presbyterium der Evangelischen Gemeinde zu Düren am 19. April 2005 und der Synode 
des Kirchenkreises Jülich empfohlen zur Beratung und zur Weiterleitung an die Landessynode. 
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Musik in der Christuskirche 
Leitlinien 

 
 
 
Musik in der Christuskirche... 
 
... öffnet Herz und Verstand 
Kirchenmusik ist eine elementare Form der Verkündigung. Sie spricht die frohe Botschaft vom 
befreienden und Leben eröffnenden Gott in einer Weise aus, die Menschen ganz anders – oft 
intensiver –  erreicht als das gesprochene Wort, und macht die schwer zugänglichen Seiten des 
Glaubens erlebbar. Und singend antwortet die Gemeinde lobend, dankend und klagend auf das 
zugesagte Gotteswort. Kirchenmusik ist deshalb ein unverzichtbares Element des Gottesdienstes. 
 
... weckt ungeahnte Begabungen 
Kirchenmusik ist eine wichtige Form des Gemeindeaufbaus. Sie bringt Menschen aller 
Altersgruppen und unterschiedlicher Herkunft zusammen. Im Gottesdienst, in den musikalischen 
Gruppen und bei besonderen Projekten bringen diese Menschen ihre Begabungen ein, gestalten 
ihre Freizeit zusammen und erleben die Freude, gemeinsam auf ein Ziel hinzuarbeiten. 
 
... öffnet unsere Kirche 
Kirchenmusik, die unterschiedliche Menschen mit ihrem jeweiligen musikalischen Geschmack 
ernst nimmt und die viele Musikstile pflegt, vermag auch Menschen anzusprechen, die sonst keine 
Beziehung zur Evangelischen Gemeinde haben. So kann sie die Grenzen zwischen „kirchlich“ und 
„weltlich“ überwinden und Menschen zusammenführen, die sonst wenig miteinander zu tun haben. 
Auch in der Gestaltung kirchenmusikalischer Arbeit kann die christliche Gemeinde zeigen, dass sie 
„Kirche für andere“ (D. Bonhoeffer) ist. 
 
... ist im Hier und Heute lebendig 
Kirchenmusik steht in einer Jahrtausende alten Tradition klingender Gottesanrufung. Sie ist jedoch 
nicht bloße „Denkmalpflege“, sondern sie schafft und gestaltet in zeitgemäßer, durchaus auch 
innovativer und überraschender Weise Räume, in denen die Hörenden das christliche Zeugnis auf 
sich selbst, auf ihre jeweils eigene Frömmigkeit beziehen können. 
 
... macht unsere Stadt lebenswerter 
Kirchenmusik ist ein wesentliches Element der Citykirchenarbeit an der Christuskirche. Musik tritt 
in Dialog mit dem bemerkenswerten Kirchraum und hier platzierten Veranstaltungen – z.B. 
Kunstausstellungen. Als Partner der anderen Kulturschaffenden in der Stadt bereichert Musik in 
der Christuskirche so das Leben der Menschen in Düren. 
 
 
 
Vom Ausschuss für Theologie, Gottesdienst und Kirchenmusik am 12. September 2006 
beschlossen und vom Presbyterium zustimmend zur Kenntnis genommen. 
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Themen wichtiger Presbyteriums-Beschlüsse seit 1973 
(Texte sind über die Verwaltung verfügbar) 

 
 

• 20.11.1973  Kirchensteuerkappung 
• 15.09.1992  Flüchtlingsarbeit 
• 15.09.1992  Mitweltverantwortung – Umsetzung kreissyn. Empfehlung 
• 29.01.1994  Kirchenasyl 
• 22.11.1994  Position zur Schwangerschaftskonfliktberatung 
• 20.06.1995  Mitwirkung an Gründung einer „Reg. Armutskonferenz“ 
• 20.06.1995  Gründung der low-tec gGmbH 
• 11.06.1996  Beitritt zum ‚Bündnis für Arbeit und soziale Gerechtigkeit’ 
• Juli 1996  Dienstvereinbarung zwischen Presbyterium und MAV ‚Betei- 

ligungspapier’ 
• 21.01.1997  neues außereuropäísches Ökumeneprojekt der Ev. Gmd. 
• 15.06.1999 „ Einstellungspapier“ 
• 18.02.2003  Solidaritätsfonds: Einsatz von KED-Mitteln für gemeindliche Projekte 
• 30.09.2003  Gesamtgemeindliche Gottesdienste anlässlich der Einführung in ein 

gemeindliches Pfarramt und anlässlich der Verabschiedung aus dem Pfarramt 
• 27.04.2004  Raumnutzung für (partei-)politische Veranstaltungen 
• 15.02.2005  Gründung des Arbeitsbereiches ‚Fundraising’ 
• 15.03.2005  Übernahme der Trägerschaft für die Offene Ganztagsschule und Bildung  

eines Fachausschusses 
• 17.05.2005  Beglaubigung von Protokollbuchauszügen gemäß § 1 Abs. 10  

Verfahrensgesetz 
• 22.11.2005  Position der Evangelischen Gemeinde zu Arbeitsgelegenheiten nach § 16  

Abs. 3 SGB II 
• 22.08.2006  Kein Fleischkauf und -angebot der Gemeinde aus ‚Massentierhaltung’ 
• 22.08.2006  Grundsätzliche Verwendung von Produkten aus fairem Handel im  

gemeindlichen Bereich 
• 21.11.2006  Teilnahme von Kindern am Abendmahl 
• 16.01.2007  Gründung des Bündnis gegen rechts 
• 15.04.2008  Der Grüne Hahn – Einführung eines kirchlichen Mitweltmanagements 
• 21.10.2008  Mitwelt-Leitlinien -Beschlussfassung- 
• 27.10.2009  Sühnopfertheologie und Abendmahlsfeiern in der Christuskirche 


